
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Über sechs Jahre nach dem Tod von Lea-Sophie sind nun die Ergebnisse einer Un-

tersuchung ihres Falles aus Sicht des Kinderschutzes erschienen. Nahezu zeitgleich ha-
ben beispielsweise die Abgeordneten der Hamburgischen Bürgerschaft in ihrer Sitzung
am 26.02.2014 die Einsetzung eines Parlamentarischen Untersuchungsausschusses zur
„Aufklärung der Vernachlässigung der Kindeswohlsicherung im Fall Yagmur durch staat-
liche Stellen und Erarbeitung von Empfehlungen zur Verbesserung des Kinderschutzes
in Hamburg“ beschlossen. Auch das Forschungsprojekt des Nationalen Zentrums Frühe
Hilfen „Aus Fehlern lernen – Qualitätsmanagement im Kinderschutz“ muss an dieser
Stelle Erwähnung finden. All dies und weitere Aktivitäten sollen einen Beitrag zur Ver-
besserung unseres Systems des Kinderschutzes leisten. Kann dies gelingen?

Um aus Fehlern lernen zu können müssen sicherlich zwei Voraussetzungen erfüllt sein:
Erstens muss der Fehler als solcher (an-)erkannt werden und zweitens bedarf es einer
hinreichenden Kritikfähigkeit. Das Erkennen eines Fehlers ist im Bereich des Kinderschut-
zes bei einer „ex post“-Betrachtung meist nicht schwer. Die künftige Entwicklung wird
– mitunter in eklatanter und erschütternder Form – offenbart haben, ob und in welcher
Weise sich eine Gefahr für das Wohl des Kindes verwirklicht hat oder nicht. Das Erken-
nen und die Analyse eines Fehlers sind im Kinderschutz jedoch besonders schmerzlich.
Denn ein Fehler kann gravierende Auswirkungen haben. Wird ein Kind von seinen El-
tern getrennt, ohne dass die Voraussetzungen hierfür vorlagen, wird dem Kind eine Be-
ziehungsabbruch zugemutet, der in der Regel nicht ohne (negative) Auswirkungen auf
seine Entwicklung bleiben wird. Wird ein gefährdetes Kind nicht hinreichend geschützt,
wird es oft massive Schäden erleiden. Kinderschutz ist immer eine Gratwanderung zwi-
schen dem „Zu früh“ bzw. „Zu Spät“ und dem „Zu viel“ bzw. „Zu wenig“.

Umso wichtiger ist es, dass sich alle professionell im Bereich des Kindschaftsrechts Tätigen
die unbedingt erforderliche Kritikfähigkeit bewahren. Denn nur dann, wenn Kritik auch an-
genommen wird, kann sie ihre aufklärerische Wirkung entfalten und zu einer Verbesserung
des Kindesschutzsystems beitragen. Viel häufiger, viel intensiver und viel verbreiteter müss-
ten sich Sozialarbeiter, Psychologen, Rechtsanwälte und Richter der erforderlichen Analyse
einzelner Kinderschutzfälle stellen. Insbesondere im Bereich der Familiengerichte besteht
hier enormer Nachholbedarf, denn unser Rechtssystem kennt nur die verfassungsrechtlich
gewährleistete richterliche Unabhängigkeit mit der rechtsstaatlich gebotenen Fehlerkorrek-
tur durch die Statthaftigkeit eines Rechtsmittels. Damit ist es jedoch nicht getan. Zu wün-
schen wäre zumindest eine fachkundig begleitete Aufarbeitung anonymisierter Verfahren.
Ohne diese bleibt es viel zu häufig bei der unreflektierten und einsamen Entscheidung eines
einzelnen Richters. An entsprechenden Angeboten für die Richterschaft fehlt es jedoch lei-
der in Gänze. Noch immer sind auch nicht alle Richter – und dies gilt in allen Instanzen – in
den kindesschutzrelevanten Disziplinen hinreichend fortgebildet.

Damit alleine ist freilich eine nachhaltige Systemverbesserung noch nicht gewährleis-
tet. Das Bundeskinderschutzgesetz etwa offenbart, dass auch gut gemeinte gesetzli-
che Regelungen die angestrebte Wirkung in der Praxis dann nicht optimal entfalten
können, wenn nicht alle Adressaten in der gebotenen Weise einbezogen werden. So
besteht mehr als zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Schulen und
bei der Ärzteschaft noch immer erheblicher Aufklärungsbedarf.

Unbeschadet dessen ist eine angemessene Fehlerkultur jedenfalls ein wichtiger Baustein
für eine Verbesserung unseres Kinderschutzes. Auch wenn eine berechtigte Kritik am
meisten schmerzt, muss der Kinderschützer mit dieser umgehen können. An der grund-
sätzlichen Wertschätzung und an dem Respekt für jeden Einzelnen, der sich in den
Dienst des Kinderschutzes stellt, vermag sie nichts zu ändern.

Ihr

Stefan Heilmann
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